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Eberhard Thiel

Isolierte 
Steuerpolitik

Das politische Schicksal der 
Vorschläge der von der Bun­

desregierung eingesetzten Steu­
erreform-Kommission dürfte 
letztlich davon abhängen, ob mit 
ihnen die Finanzierung der künf­
tigen Expansion der Staatsaus­
gaben gesichert ist; dennoch 
wird sich die öffentliche Diskus­
sion zunächst mit den weniger 
exakten Kriterien der Einfach­
heit und Gerechtigkeit des neuen 
Steuersystems befassen.

Das Gutachten sieht Minder­
einnahmen bei der Einkommen- 
und Gewerbesteuer in Höhe von 
etwa 20 Mrd. DM im Jahre 1974 
vor. Sie sollen hauptsächlich 
durch eine Tarifanhebung um 
mehr als ein Drittel bei der 
Mehrwertsteuerkompensiert wer­
den. Daneben sind einige Ver­
änderungen bei den Verbrauch- 
und Verkehrssteuern geplant. 
Die Minderung der Einnahmen 
aus der Lohn- und Einkommen­
steuer würde durch die Ein­
führung eines höheren Grund­
freibetrages und die Schaffung 
eines schon bei 16% beginnen­
den Progressionstarifs bedingt 
sein. Dazu käme noch die Ab­
lösung der bisher individuell ge­
stalteten Sonderausgaben für 
die Lebensvorsorge durch eine 
in ihrer absoluten Höhe limitier­
ten Pauschale von 30% der 
Einkünfte. Neuregelungen der 
Kinderfreibeträge, der Sparprä- 
mien, der Fortfall der Abzugs­
fähigkeit einer verminderten Ver­
mögensteuer und ein Anrech­
nungsverfahren bei der Körper­
schaftsteuer runden das globale 
Bild ab.

Diese Tarifgestaltung bei der 
Einkommensbesteuerung würde 
die unteren und mittleren Ein­
kommen weniger, die oberen 
Einkommen mehr belasten. Aber 
die progressionsbedingte abso­
lute Begünstigung der oberen 
Einkommensschichten durch das 
Festhalten an der Abzugsfähig­
keit der Sonderausgaben und 
sonstigen Freibeträge vom Ein­
kommen und nicht von der 
Steuerschuld dürfte das zwar 
unter Definitionsschwierigkeiten 
leidende, aber dennoch stets

zitierte Prinzip der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit wei­
terhin arg strapazieren. Auch die 
regressive Wirkung der vorge­
sehenen Anhebung der Mehr­
wertsteuer würde die Entla­
stungseffekte im unteren Bereich 
des neuen Einkommensteuer­
tarifs überkompensieren.

Die Pläne, die sich gegen 
einen Ausgleich des Steueraus­
falls bei der Einkommen- und 
Gewerbesteuer durch eine Er­
höhung der Mehrwertsteuer aus­
sprechen, würden jedoch nur 
zu einer in Einzelfällen sicher­
lich bemerkenswerten, insgesamt 
aber begrenzten Steuerreform 
führen. Daß als Alternative hier­
zu eine erhebliche generelle Er­
höhung des Tarifniveaus beson­
ders bei der Einkommensteuer 
nicht weiter diskutiert wurde, 
findet seine Begründung wohl 
darin, daß die Steuerpolitik im­
mer noch zu isoliert behandelt 
wird. Befürchtungen, daß höhere 
direkte Steuern das Wachstum 
gefährden, müssen relativiert 
werden angesichts der Möglich­
keit, durch erhöhte Staatsaus­
gaben das künftige Wachstum 
von Investitionen und Konsum 
zu sichern. Eine auch die Aus­
gaben umfassende rationale 
Finanzpolitik hätte nachzuwei­
sen, daß eine stärkere Besteue­
rung nicht zu einer höheren ge­
samtwirtschaftlichen Belastung 
führen muß. Eine stärkere Ex­
pansion des öffentlichen Sek­
tors ist dann nicht negativ zu 
beurteilen, wenn die steuerlichen 
Entzugseffekte und die staat­
lichen Leistungsabgaben so pla­
ziert werden, daß sie optimal 
der Erreichung wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischer Ziele die­
nen. Eine solche Konzeption 
würde gleichzeitig eine realisti­
schere Beurteilung der staat­
lichen Einflüsse auf die Einkom­
mensverteilung erleichtern. Auch 
der beliebte Hinweis auf die not­
wendige Harmonisierung der 
Steuerpolitik in der EWG würde 
sich ohne simultan entwickelte 
Ausgabenkonzeptionen lediglich 
als Orientierung an einer isolier­
ten und damit nur partial refor­
mierten Steuerpolitik erweisen.

166 WIRTSCHAFTSDIENST 1971/IV


